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Drucksache VI/ 2273 


Sachgebiet 2 


Bericht 

des Haushaltsausschusses 
(7. Ausschuß) 

gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über städtebauliche Sanierungs- und Entwicklungs- 
maßnahmen in den Gemeinden 
(Städtebauförderungsgesetz) 

— Drucksachen VI/510, VI/2204 — 

und über den von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Förderung von städtebaulichen 
Erneuerungs- und Entwicklungsmaßnahmen in Stadt und Land 
(Städtebauförderungsgesetz) 

— Drucksachen VI/434, VI/2204 — 


Bericht des Abgeordneten Müller (Nordenham) 


Der Gesetzentwurf ist mit der Haushaltslage ver- 
einbar. 

Durch den Gesetzentwurf sollen städtebauliche 
Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen in Stadt 
und Land, deren einheitliche Vorbereitung und 
zügige Durchführung im öffentlichen Interesse 
liegt, für förmlich festgelegte Gebiete durchgeführt 
und gefördert werden. Der Bund und andere öffent- 
liche Aufgabenträger sollen im Rahmen der ihnen 
obliegenden Aufgaben die Durchführung von Sanie- 
rungs- und Entwicklungsmaßnahmen unterstützen, 
wobei sie sich insbesondere über den Einsatz der 
Mittel abstimmen sollen, die sie für den genannten 
Zweck zur Verfügung stellen können. 

Nach dem Gesetzentwurf soll der Bund den Län- 
dern für Investitionen der Gemeinden Finanzhilfen 
gewähren, insbesondere für Maßnahmen, die die 
Strukturverbesserung in den Verdichtungsgebieten, 


die Verdichtung von Wohn- und Arbeitsstätten im 
Zuge von Entwicklungsachsen oder den Ausbau von 
Entwicklungsschwerpunkten außerhalb der Verdich- 
tungsgebiete zum Gegenstand haben. 


In den Haushaltsjahren 1971 bis 1973 soll der 
Bund für Maßnahmen nach diesem Gesetzentwurf 
einen Bindungsrahmen von 450 000 000 Deutsche 
Mark und ab 1974 aus allgemeinen Deckungsmitteln 
die sich aus der Fortschreibung der mehrjährigen 
Finanzplanung ergebenden Beträge bereitstellen. 


Dieser in § 71 Abs. 2 des Gesetzentwurfes ge- 
nannte Bindungsrahmen verteilt sich auf die Haus- 
haltsjahre wie folgt: 


1971 100 000 000 Deutsche Mark 

1972 150 000 000 Deutsche Mark 

1973 200 000 000 Deutsche Mark. 
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Von dem für 1971 vorgesehenen Bindungsrahmen 
sind für den Haushalt bei Kap. 25 02 Tit. 852 12 und 
Tit. 882 12 50 000 000 Deutsche Mark eingesetzt. 

1972 werden 75 000 000 Deutsche Mark und 1973 
150 000 000 Deutsche Mark eingesetzt. Die weiteren 
Kosten werden in der Finanzplanung des Bundes 
berücksichtigt. 

Dieser Bericht beruht auf der vom federführen- 
den Ausschuß für Städtebau- und Wohnungswesen 
vorgeschlagenen Fassung des Gesetzentwurfes auf- 
grund der Drucksachen VI/434 und VI/ 510. 


Bonn, den 8. Juni 1971 


Der Haushaltsausschuß 

Leicht Müller (Nordenham) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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